
Rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien 
sind vermehrt in Kreistagen, Stadträten und Stadt-
verordnetenversammlungen vertreten. Allein die 
NPD verfügt nach eigenen Aussagen über »mehr als 
400 kommunale Mandate«.2 Bundesweit haben sich 
verschiedene Formen des demokratischen Umgangs 
mit Rechtsextremen in der Kommune herausgebil-
det. Einerseits werden – bei gleichzeitiger Ablehnung 
dieser – rechtsextreme Ideologien diskutiert, ande-
rerseits werden demokratische Standards auf den 
unterschiedlichsten Ebenen unterminiert. Weil man 
rechtsextreme Bestrebungen zurückdrängen will, 
werden mancherorts öffentliche Räume entpoliti-
siert, indem die Präsenz aller Parteien, auch der 
 demokratischen, in kommunalen Einrichtungen 
und auf der Straße erschwert wird. 

Wenn die Kommunalpolitik auf die Präsenz rechts-
extremer und rechtspopulistischer Parteien mit dem 
Abbau demokratischer Rechte und Spielräume rea-
giert, so läuft sie Gefahr, den antidemokratischen 
Rechtsextremen ungewollt in die Hände zu spielen. 
Angesichts der kontinuierlich sinkenden Wahlbe-
teiligung bereiten Entpolitisierung und Demokratie-
abbau den demokratischen Parteien zusätzliche 

„Keine Diskussion auf Augenhöhe!“1

Herausforderungen im Umgang mit Rechtsextremismus und Rechtspopulismus 
in der Kommunalpolitik
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1 Berliner Konsens. Öffentliche Erklärung der im Abgeordnetenhaus von Berlin vertretenen Parteien vom Juni 2011. Siehe: 
 http://blog.zeit.de/stoerungsmelder/2011/07/08/parteienkonsens-gegen-rechts_6655 [09.02.2012].
2 So der Landtagsabgeordnete der NPD in Sachsen, Andreas Storr, in einem Interview vom 03.11.2011; http://deutschlandecho.org/index.php/2011/11/03/

es-wird-meine-aufgabe-sein-mittel-und-wege-zu-fi nden-die-partei-fi nanziell-handlungsfahig-zu-halten-im-gesprach-mit-npd-schatzmeister-kandidat-
andreas-storr/ [10.11.2011].

3 Mouffe, Chantal: Über das Politische, Frankfurt am Main 2007, S. 91f.
4 Ähnliche Einschätzungen ergaben sich auch bei einem Fachgespräch, zu dem sich im Juni 2011 in Berlin Vertreter/innen von Beratungsprojekten 

gegen Rechtsextremismus zusammenfanden, um auf der Analyse überregionaler Problemlagen und Herausforderungen basierende Standards für die 
demokratische Kommunalpolitik zu diskutieren.

Schwierigkeiten. Auch die Tatsache, dass, wie von 
Politikwissenschaftler/innen konstatiert, immer we-
niger inhaltliche Unterschiede zwischen den großen 
Parteien existieren, gibt Parteien aus dem rechten 
Spektrum Auftrieb, da diese durchgehend auf ihre 
Darstellung als »Anti-Establishment-Partei« setzen. 

Die Politikwissenschaftlerin Chantal Mouffe kriti-
siert den Wegfall »einer agonistischen Diskussion 
zwischen den demokratischen Parteien – einer Kon-
frontation zwischen verschiedenen politischen Pro-
jekten.« Sie warnt: »Wenn demokratische Politik 
ihre Fähigkeit verloren hat, die Menschen für ganz 
bestimmte politische Projekte zu mobilisieren, und 
wenn sie sich darauf beschränkt, die notwendigen 
Voraussetzungen für das reibungslose Funktionieren 
des Marktes sicherzustellen, dann haben politische 
Demagogen die besten Voraussetzungen, der weit-
verbreiteten Frustration eine Stimme zu verleihen.«3 
Dort, wo demokratische Parteien kaum noch aktiv 
in Erscheinung treten und Alternativen bieten kön-
nen, wo sie sich auf die bloße Verwaltung von Poli-
tik beschränken, haben rechtsextreme Parteien die 
Chance, die entstandenen Lücken einzunehmen 

und sich als »Volkes Stimme« zu präsentieren.4 
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Die demokratische Kommunalpolitik steht vor der 

zentralen Herausforderung, rechtsextreme Bestre-

bungen kontinuierlich argumentativ zurückzuwei-

sen und gleichzeitig eine leidenschaftliche Streitkul-

tur vorzuleben, die die Menschen vor Ort in die 

alltägliche politische Praxis einbindet. 

Professionalisierung rechtsextremer 
Kommunalpolitik

Führende Vertreter/innen der NPD betonen seit vie-

len Jahren die wichtige Bedeutung kommunalpoli-

tischer Arbeit für ihre Politik. »Erfolgreiche Politik 

ist eine Sache des Vertrauens – und Vertrauen wächst 

im überschaubaren, kommunalen Bereich am soli-

desten und nachhaltigsten«5, heißt es etwa aus dem 

sächsischen Landesverband. Die NPD sieht die kom-

munale Ebene als Möglichkeit, »bürgernah« und öf-

fentlichkeitswirksam aufzutreten, sich lokal zu ver-

ankern und Strukturen aufzubauen. Auf diese Weise 

bereitet sie ihren Einzug in die Landesparlamente 

vor.6 In den vergangenen Jahren hat die NPD die An-

zahl kommunalpolitischer Mandate kontinuierlich 

ausgebaut. In einigen Bundesländern, beispielsweise 

in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen, ist sie 

beinahe fl ächendeckend vertreten.7 Bundesweit kann 

die NPD auf ein Stammwähler/innenpotenzial zu-

rückgreifen. Fast überall dort, wo sie Kandidat/innen 

für die Kommunalwahlen aufstellt, erzielt sie auch 

mindestens einen Sitz.  

Für die Professionalisierung ihrer Mandatsträger/in-

nen ist die Kommunalpolitische Vereinigung (KPV) 

der NPD zuständig. In einem Interview mit der 

»Deutschen Stimme«, dem Parteiorgan der NPD, be-

tont der KPV-Vorsitzende Hartmut Krien die Not-

wendigkeit kompetenter Parteifunktionäre/innen 

für einen längerfristigen Erfolg der NPD: »Was wir 

aber brauchen, ist ein Heer von geschulten Kame-

raden, die dann, wenn es nötig sein wird, auch die 

Fähigkeit besitzen, die gesamte mittlere Leitungsebe-

ne von einem Tag zum anderen zu übernehmen.«8 

Kommunalpolitische Vereinigung (KPV) 
der NPD

Seit 2003 unterhält die NPD die sogenannte 

Kommunalpolitische Vereinigung (KPV), deren 

Vorsitzender seit 2008 satzungsgemäß Mitglied 

des NPD-Bundesvorstandes ist. Konzentrierte 

sich die Arbeit der KPV zunächst auf West-

deutschland, liegt ihr Schwerpunkt inzwischen 

in den Neuen Bundesländern, in denen das Gros 

der NPD-Mandate zu verorten ist. Mit der zu-

nehmenden Vertretung der NPD in kommu-

nalen Gremien gewinnt die NPD-Unterorgani-

sation an Bedeutung. Ihr erklärtes Ziel ist der 

Erfahrungs- und Wissenstransfer zwischen den 

erfahrenen und den unerfahrenen NPD-Man-

datsträger/innen und Mandatskandidat/innen. 

Bei den Schulungen der KPV sollen die Ratsmit-

glieder gegen die angeblichen »Tricksereien« der 

Demokrat/innen gewappnet werden, die die NPD-

Abgeordneten nach eigener Aussage in ihren for-

malen Rechten beschneiden.

Seit Mitte 2011 verfügen auch die rechtspopuli-

stischen Parteien »Pro NRW« und »Pro Deutsch-

land« über eine vergleichbare Unterorganisa-

tion, die »Kommunalpolitische Vereinigung der 

Pro-Bewegung« (KPV Pro).9

Obwohl die NPD nicht müde wird, die Wichtigkeit 

der parlamentarischen Arbeit zu betonen, macht sie 

insbesondere gegenüber ihren Anhänger/innen im-

mer wieder deutlich, dass die parlamentarische 

 Ebene nur als Mittel zum Zweck dient. »Wir, der 

 Nationale Widerstand, sind die einzige wirkliche 

Weltanschauungsbewegung in der bundesdeutschen 

Parteienlandschaft, mit der NPD als der organisierten 

Partei, die das politische System in der BRD bis auf 

die Wurzel bekämpft, auf die Wurzel ablehnt«, sagte 

Holger Apfel vor einigen Jahren in einer Rede in 

5 Broschüre der NPD Sachsen, „Heimat bewahren. Freiheit erkämpfen. Der NPD-Landesverband Sachsen stellt sich vor“, 2011, S.14.
6 Vgl. zu den Strategien der NPD in den kommunalen Gremien: http://bvv.vdk-berlin.de/strategien-der-npd [09.02.2012].
7 Bei den vergangenen Wahlen profi tierte die NPD insbesondere von einer niedrigen Wahlbeteiligung sowie von der Streichung der sogenannten Sperr-

klausel von 3% in den meisten Bundesländern.
8 „Man darf kein Sensibelchen sein“, Interview mit Hartmut Krien, Vorsitzender der Kommunalpolitischen Vereinigung der NPD, „Deutsche Stimme“ 

vom 21.12.2009.
9 http://www.kpv-pro.de/uber-uns/ [09.02.2012].
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 Passau und fügte hinzu: »Jawohl, wir sind ver fas-

sungsfeindlich.«10 Heute gibt Apfel, inzwischen NPD-

Parteivorsitzender und Vorsitzender der Fraktion im 

Sächsischen Landtag, mit dem Schlagwort »seriöse 

Radikalität«11 die neue Marschrichtung vor, die je-

doch nur scheinbar eine Veränderung der Partei-

inhalte mit sich bringt. Von einer »Aufweichung« 

der NPD-Positionen unter Apfel kann keine Rede 

sein. Stattdessen sieht das von ihm propagierte Kon-

zept den strategischen Einsatz rassistischer und anti-

semitischer Rhetorik vor, um die NPD vom Image 

der »Polit-Sekte« und »Bürgerschrecktruppe« zu be-

freien. Vermittelbarkeit und »Volksnähe«, also das 

Bemühen um die »reale[n] Probleme und Alltagssor-

gen [...] der Menschen« sollen laut Apfel stärker im 

Mittelpunkt stehen. Neu ist das nicht, war doch 

schon Vorgänger Udo Voigt um eine Außenwirkung 

der NPD als »Kümmererpartei« bemüht. Daher wur-

de die »Gas geben«-Kampagne im Berliner Wahl-

kampf 2011 von vielen in den eigenen Reihen als 

taktischer Fehler gewertet. Auf einem Wahlplakat 

war der damalige Bundesvorsitzende Udo Voigt auf 

einem Motorrad zu sehen, zusammen mit dem 

 Slogan »Gas geben«. Derlei »unwürdiges NS-Gekas-

per ist eine Musik, die keiner hören will«12, konsta-

tierte Udo Pastörs, seines Zeichens Apfel-Stellver-

treter und Fraktionschef im Schweriner Schloss. 

Stattdessen sollen ein modernes Auftreten und die 

Diskussion aktueller Themen die NPD auf die Er-

folgsspur zurückführen. Die Entwicklung der Partei 

stagniert – gemessen an Wählerstimmen – seit eini-

ger Zeit.13 So führt die NPD derzeit eine »Raus aus 

dem Euro«-Kampagne durch. Da für die Europawahl 

2014 die 5%-Hürde gerichtlich gekippt wurde, rech-

net sich die NPD einen lohnenden Wahlkampf aus, 

um »den Bonzen im Europaparlament künftig die 

Leviten lesen zu können.«14 

Ausdifferenzierung des rechten Lagers

Das rechte Lager hat sich im Laufe der vergangenen 

Jahre deutlich ausdifferenziert. Bundesweit treten 

zunehmend auch rechtspopulistische Parteien zu 

Kommunal- und Landtagswahlen an. Regionale 

Gruppen von »Pro Deutschland« versuchen, bun-

desweit Fuß zu fassen und sich auf kommunaler 

 Ebene zu etablieren.15 Im Herbst 2010 wurde außer-

dem in Berlin die Partei »Die Freiheit« gegründet, 

die zukünftig ebenfalls bundesweit bei Wahlen an-

treten will. Während »Die Freiheit« in erster Linie 

ein Sammelbecken unzufriedener ehemaliger CDU- 

und FDP-Mitglieder ist, wurde die Ursprungsforma-

tion von »Pro Deutschland«, »Pro Köln«, von Per-

sonen mit rechtsextremer Vergangenheit ins Leben 

gerufen.16 Die zwei rechtspopulistischen Parteien, 

die bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu 

den Bezirksverordnetenversammlungen in Berlin im 

September 2011 antraten, mussten jedoch eine deut-

liche Niederlage hinnehmen. Allein der NPD gelang 

der Wiedereinzug in drei Bezirksverordnetenver-

sammlungen. Sie verlor allerdings deutlich gegen-

über den Wahlen 2006 und büßte jeweils ihren Frak-

tionsstatus ein.17 

10 Aus einer Rede Holger Apfels in Passau, zitiert nach: Verfassungsschutzbericht des Landes Baden-Württemberg 1998, S.72.
11 http://www.holger-apfel.de/index.php?s=2&aid=226 [15.11.2011].
12 Zitiert nach einem Interview eines rechtsextremen Internetportals mit Udo Pastörs anlässlich des Bundesparteitages der NPD im November 2011, 

http://www.mupinfo.de/?p=14849 [15.11.2011].
13 Nachdem die NPD in Thüringen 2009 auf 4,3 % der Stimmen kam und nicht in den Landtag einzog, scheiterte die NPD 2011 auch bei den Land-

tagswahlen in Sachsen-Anhalt knapp mit 4,6 %. Auch beim Wiedereinzug der NPD in die Landtage von Sachsen (2009: 5,6 %; 2004: 9,2 %) und 
Mecklenburg-Vorpommern (2011: 6,0 %; 2006: 7,3 %) mussten Stimmverluste hingenommen werden. In Bremen (1,6 %) und Berlin (2,1 %) war die 
NPD 2011 chancenlos. Eine Auswertung der NPD-Wahlergebnisse fi ndet sich bei Wiegel, Gerd / Bach, Roland: Mäßig bis desaströs. NPD und extreme 
Rechte im Wahljahr 2011, Reihe „Standpunkte“ 32/2011 der Rosa Luxemburg Stiftung; 

 http://www.rosalux.de/fi leadmin/rls_uploads/pdfs/Standpunkte/Standpunkte_32-2011.pdf
14 So Holger Apfel in seiner Rede beim Bundesparteitag der NPD im November 2011, http://www.npd-thueringen.de/ndh/?p=65 [03.05.2012], (Schreib-

weise im Original).
15 Die seit 1996 aktive Organisation „Pro Köln“ ist seit 2004 im Kölner Stadtrat vertreten. In den vergangenen zehn Jahren entstanden bundesweit 

weitere Ableger der Partei, u.a. in Berlin, Mainz, Heilbronn, Chemnitz und weiteren Städten. 
16 Manfred Rouhs, der Bundesvorsitzende von „Pro Deutschland“, war früher bei der NPD sowie zusammen mit weiteren Akteuren der „Pro-Bewegung“ 

bei der rechtsextremen Gruppierung „Deutsche Liga für Volk und Heimat“ aktiv. Vgl. Apabiz / MBR (Hrsg.): Antimuslimischer Rassismus & rechtspo-
pulistische Organisationen. Eine Handreichung über Struktur, Programmatik und mögliche Gegenstrategien, Berlin 2011, S. 7.

17 Noch 2006 war die NPD in den Bezirksverordnetenversammlungen von Lichtenberg, Marzahn-Hellersdorf und Treptow-Köpenick als Fraktion ver-
treten. In Neukölln entsandte die Partei damals zwei Verordnete. In der neuen Wahlperiode sitzt die NPD noch mit je zwei Verordneten in Lichten-
berg, Marzahn-Hellersdorf und Treptow-Köpenick. Vgl. zur Analyse der Wahlergebnisse in Berlin: http://bvv.vdk-berlin.de/berlinweit/wahlen-in-
berlin-rechtsauen-parteien-mssen-deutliche-niederlage-einstecken/ [09.02.2012].
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Während die personellen und parteipolitischen Hin-

tergründe der rechtspopulistischen Gruppierungen 

generell unterschiedlich sind, haben sie alle gemein-

sam, dass sie die Leerstelle zwischen dem Konser-

vatismus und dem Rechtsextremismus neu besetzen 

wollen. In der Regel betonen die rechtspopulis-

tischen Parteien, dass sich die von ihnen vielfach als 

korrupt dargestellte etablierte Parteienpolitik von 

der Bevölkerung entfremde. Sie, die Rechten, seien 

selbst die »wahren Volksvertreter/innen«, wie bei-

spielsweise die Selbstdarstellung als »Bürgerbewe-

gung« (»Pro Deutschland«) bzw. »Bürgerrechtspar-

tei« (»Die Freiheit«) verdeutlicht. 

Die Forderungen nach »direkter Demokratie« ge-

hören zum Standardrepertoire rechtspopulistischer 

Parteien. Dass diese »direkte Demokratie« letztlich 

als Instrument gegen gesellschaftliche Minderhei-

ten fungieren soll, belegen die Wahl- und Grund-

satzprogramme der »Freiheit« und von »Pro Deutsch-

land«.  »Die Freiheit« möchte das Grundrecht auf 

Asyl abschaffen und fordert »einen Zuwanderungs-

stopp mindestens bis zur Lösung der vorhandenen 

Integrationsprobleme«.18 Der Berliner Ableger von 

»Pro Deutschland« will »Anreize« schaffen, die 

 Migrant/innen »zur Rückwanderung in die Heimat-

länder«19 ermutigen sollen. Jegliches politische Han-

deln rechtspopulistischer Parteien ist geleitet von 

einer Eskalationsstrategie, die auf eine öffentlich-

keitswirksame Zuspitzung von lokalen Konfl ikten 

ausgelegt ist.20 

Umgang mit rechtsextremen 
Mandatsträger/innen

Dort, wo es rechtsextreme und rechtspopulistische 

Politiker/innen in Kommunal- und Landesparla-

mente geschafft haben, müssen die Verordneten 

 anderer Parteien Umgangsformen fi nden. Diese rei-

chen von reiner Ignoranz über einen sachorientierten 

Umgang bis hin zur aktiven Auseinandersetzung mit 

den Inhalten der rechten Initiativen.21 Der letztge-

nannte »selbstbewusst-dechiffrierende Umgang«, 

der die Ablehnung der Anträge der NPD beispiels-

weise durch öffentliche Stellungnahmen fl ankiert, 

ermöglicht es, die Selbstinszenierung der Rechtsex-

tremen als Opfer der »undemokratischen Blockpar-

teien« zu dekonstruieren. Das erfordert, dass die 

 demokratischen Verordneten immer wieder den dis-

kriminierenden Inhalt der Anträge und Anfragen 

herausarbeiten und öffentlich auf den rechtsextre-

men biografi schen Hintergrund der jeweiligen NPD-

Mandatsträger/innen sowie auf Strukturen der loka-

len rechtsextremen Szene verweisen. 

Nicht zuletzt kann mit einer inhaltlich geführten 

Debatte auch der strategische Charakter sachpoli-

tischer, ideologiefreier Anträge für die NPD auf-

gezeigt werden. Auch rechtspopulistischen Parteien 

kann in dieser Form begegnet werden. Solange 

rechtspopulistische Parteien Positionen vertreten, 

die auf die Einschränkung der Rechte von Minder-

heiten hinauslaufen, ist es Aufgabe der demokra-

tischen Parteien, ihren Etablierungsversuchen von 

Anfang an entgegenzutreten und sich kontinu ier-

lich mit den rechten Forderungen auseinander-

zusetzen.

Die NPD versucht den Umgang der demokratischen 

Parteien mit ihren Anträgen strategisch zu nutzen 

und öffentlichkeitswirksam aufzubereiten. Werden 

ihre Anträge abgelehnt, inszenieren sie sich oft als 

Opfer. Stimmen vereinzelte demokratische Man-

datsträger/innen ihrem Antrag zu, verkaufen sie die-

se Zustimmung als vermeintliche Mehrheitsfähig-

keit ihrer Positionen in der Bevölkerung. Wenn 

bestimmte Missstände behoben werden, auf die die 

NPD zuvor aufmerksam gemacht hat, wertet sie das 

als Umsetzung »ihrer« Forderungen – ungeachtet 

der Tatsache, dass die entsprechenden Probleme 

auch von den demokratischen Parteien thematisiert 

wurden oder derart gestaltet sind, dass ein Ein-

schreiten der Kommunalverwaltung ohnehin recht-

lich geboten ist.

18 Aus dem „Grundsatzprogramm 1.0« von „Die Freiheit“, siehe http://www.diefreiheit.org/politik/grundsatzprogramm/ [09.02.2012]. 
19 Wahlprogramm der „Bürgerbewegung Pro Deutschland“ zur Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus und den Bezirksverordnetenversammlungen 

2011.
20 Vgl. Häusler, Alexander: Antimuslimischer Kulturrassismus von Rechtsaußen. Die „Pro-Bewegung“, in: Apabiz/MBR (Hrsg.), Antimuslimischer Rassis-

mus und rechtspopulistische Organisationen. Eine Handreichung über Struktur, Programmatik und mögliche Gegenstrategien, Berlin 2011, S. 5f.
21 Vgl. Hafeneger, Benno/Schönfelder, Sven: Politische Strategien gegen die extreme Rechte in Parlamenten – Folgen für kommunale Politik und lokale 

Demokratie. Eine qualitative Studie im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung, Forum Berlin, Berlin 2007.
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Antidemokratischen Positionen nicht mit der 
Einschränkung von Demokratie begegnen

Über die konkrete Auseinandersetzung mit Initia-

tiven rechtsextremer und rechtspopulistischer Par-

teien hinaus ist die demokratische Kommunalpolitik 

gefordert, die Handlungsoptionen dieser Parteien 

mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln der de-

mokratischen Auseinandersetzung einzuschränken, 

jedoch ohne dabei einem zentralen Anliegen der 

Rechtsextremen selbst nachzukommen: dem Abbau 

demokratischer Standards. 

In einigen Kommunen wurde auf den Einzug rechts-

extremer Verordneter mit unterschiedlichen Formen 

der Einschränkung reagiert. Beispielsweise wurde 

die Zahl der erforderlichen Mandate zur Fraktions-

bildung erhöht – denn der Fraktionsstatus bringt 

 wesentliche fi nanzielle und infrastrukturelle Ressour-

cen sowie Mitbestimmungsmöglichkeiten beispiels-

weise in den Ausschüssen mit sich. Diese Maßnah-

me ist aus mehreren Gründen nicht unproblema-

tisch. Zum einen könnte in der Öffentlichkeit der 

Eindruck entstehen, die demokratischen Fraktionen 

wollten sich nicht inhaltlich mit der gewählten NPD 

auseinandersetzen. Zum anderen – und dieses Argu-

ment wiegt deutlich schwerer – bedeutet ein solches 

Vorgehen schließlich auch einen Erfolg für die 

NPD, die offen den Parlamentarismus ablehnt. Das 

Heraufsetzen parlamentarischer Hürden ist immer 

auch mit einem Abbau von Rechten und demokra-

tischen Standards verbunden und schadet auch den 

kleinen demokratischen Parteien und Wählerver-

einigungen. Ähnlich problematisch sind auch Maß-

nahmen wie Umstrukturierungen bezüglich der Zu-

sammensetzung und Anzahl der Ausschüsse, zum 

Beispiel wenn diese nach Einzug der NPD verkleinert 

werden. 

Bundesweit lässt sich feststellen, dass die Mandats-

träger/innen der NPD in den Ausschüssen weitestge-

hend inaktiv bleiben – kleinteilige Sacharbeit kön-

nen sie schließlich kaum öffentlichkeitswirksam 

verwerten. Dieses Verhalten gilt es öffentlich aufzu-

zeigen, um so die kommunalpolitischen Strategien 

der NPD kenntlich zu machen. In einigen Kommu-

nen nutzen NPD-Verordnete die Ausschüsse ledig-

lich, um Informationen, etwa über politische Geg-

ner/innen oder alternative Jugendprojekte, zu erhal-

ten. Daher sollte beim formellen Umgang mit rechts-

gerichteten Parteien immer genau abgewogen und 

überlegt werden, um deren Anliegen  nicht in die 

Hände zu spielen. 

In manchen Kommunen gibt es Problemlagen, bei 

denen Änderungen und Ergänzungen der Geschäfts-

ordnung durchaus eine adäquate Möglichkeit dar-

stellen, den Einfl uss der Rechten einzudämmen. 

Mancherorts beispielsweise begleiten größere Grup-

pen Rechtsextremer die NPD-Mandatsträger/innen, 

um die Sitzungen aus dem Gästebereich zu verfol-

gen. Dabei kommt es mitunter zu Bedrohungssi-

tuationen, wie das Beispiel der Bezirksverordneten-

versammlung Lichtenberg in Berlin zeigt, bei deren 

Sitzungen immer wieder Rechtsextreme aus dem 

Spektrum der gewaltbereiten »Autonomen Nationa-

listen« (AN) zugegen sind. Die Präsenz der Rechts-

extremen verursacht generell ein Klima der Ein-

schüchterung und beschneidet demokratische 

Räume. Über die Geschäftsordnung des jeweiligen 

kommunalen Gremiums kann zumindest das ge-

zielte Fotografi eren anderer Zuschauer/innen und 

der demokratischen Verordneten unterbunden wer-

den. Auch das Tragen rechtsextremer Kleidung und 

entsprechender Symbolik kann per Haus- und Ge-

schäftsordnung zum Raumverweis oder gar Haus-

verbot führen. Zivilgesellschaftliches Engagement 

ersetzen diese Regelungen jedoch nicht. In einigen 

Kommunen »besetzen« engagierte Bürger/innen 

einfach die Gästeplätze, um Rechtsextremen den 

Auftritt und die Inszenierung zumindest zu erschwe-

ren und so ganz praktisch demokratische öffentliche 

Räume »zurückzuerobern«.

In anderen Kommunen werden rechtsextreme und 

rechtspopulistische Parteien zunehmend aus dem 

öffentlichen Raum ausgeschlossen. Dies erscheint 

gerade in Regionen problematisch, in denen die de-

mokratischen Parteien vor der Herausforderung 

 stehen, den Anschluss an lokale gesellschaftliche 

Strukturen nicht zu verlieren. Insbesondere in länd-

lichen, strukturschwachen Gegenden bilden sich 

demokratische Strukturen immer weiter zurück. De-

mokratische Parteien leiden vielerorts unter Mit-

gliederschwund und sind kaum mehr präsent. Dem 

entgegen steht der seit vielen Jahren von der NPD 



6 EXPERTISEN FÜR DEMOKRATIE    1 I 2012

kontinuierlich betriebene Aufbau von Strukturen 

gerade in diesen Regionen. Kostenlose Hartz IV-Be-

ratungen, »Bürgerbüros« oder die Veranstaltung von 

Kinderfesten helfen der NPD, sich als bürgernahe 

»Kümmererpartei« zu inszenieren und verdeutlichen 

die Herausforderungen, vor denen die Kommunen 

stehen. 

Viele Kommunen schränken in Reaktion auf diese 

Problematik die demokratischen Spielräume aller 

Parteien auf unterschiedlichen Ebenen ein. So rea-

gierte eine sächsische Kommune auf die regelmä-

ßigen Infostände der NPD auf dem örtlichen Markt-

platz mit einer Änderung der Marktsatzung, die nun 

ein Verbot jeglicher parteipolitischer Werbung auf 

dem Wochenmarkt festschreibt.22 So werden auch 

die demokratischen Parteien aus dem öffentlichen 

Raum verdrängt – es gibt mehr und mehr politikfreie 

Räume. Dabei sind die demokratischen Parteien 

dazu angehalten, den öffentlichen Raum gerade 

nicht den Rechtsextremen zu überlassen, indem sie 

ihn selbst besetzen. Die Kommunalpolitiker/innen 

der demokratischen Parteien sollten in jedem ein-

zelnen Fall genau abwägen, ob eine Einschränkung 

aller Parteien wirklich die Handlungsspielräume der 

NPD eingrenzt oder eher einer Verbannung von 

 Parteipolitik gleichkommt. Auch in diesem Zusam-

menhang müssen die kommunalpolitischen Ent-

scheidungen hinsichtlich der NPD in erster Linie 

inhaltlich begründet werden. In der Auseinander-

setzung mit der NPD sollten nicht Restriktionen an 

erster Stelle stehen. Stattdessen muss der Öffentlich-

keit anhand lokaler Beispiele immer wieder aufge-

zeigt werden, warum die NPD nicht wie ein gleichbe-

rechtigter demokratischer Akteur behandelt werden 

kann.

Eines gleichermaßen sensiblen Umgangs bedarf die 

Vergabe kommunaler Räumlichkeiten. Insbesondere 

bei sozialen Einrichtungen wie Schulen, Kinderta-

gesstätten u.  ä. sollte die Kommune genau prüfen, 

ob diese für parteipolitische Veranstaltungen unver-

zichtbar sind oder  ob nicht genügend andere kom-

munale Räume zur Verfügung stehen, die nicht eine 

derartige Fürsorgepfl icht für die jüngeren Mitbür-

ger/innen haben. Gerichte sprechen sowohl der 

NPD als auch »Pro Deutschland« aufgrund des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes die Nutzung kom-

munaler Räume immer wieder zu. Allerdings gibt es 

andere Möglichkeiten, die Nutzung kommunaler 

Räume durch rechtsgerichtete Parteien einzuschrän-

ken oder sie zumindest für sie unattraktiv zu ma-

chen. Zum Beispiel können Mietverträge bei rechts-

extremen Anmietversuchen verändert oder Haus- 

und Benutzungsordnungen bezüglich des Tragens 

rechtsextremer Symbolik angepasst werden.23 Kom-

munalpolitik und die lokale Verwaltung sollten an 

dieser Stelle sehr eng mit zivilgesellschaftlichen Ini-

tiativen zusammenarbeiten. So kann der Protest auf 

vielfältige Weise und für die rechtsextremen und 

rechtspopulistischen Zielpersonen deutlich hör- und 

sichtbar auf die Straße getragen werden.

Demokratische Streitkultur im Konsens

In einigen Kommunen und Bundesländern gab es in 

der Vergangenheit im Vorfeld von Wahlen Abspra-

chen der demokratischen Parteien, mit denen diese 

eine Ablehnung der Zusammenarbeit mit der NPD, 

sowohl im Wahlkampf als auch darüber hinaus, er-

klärten. Im Vorfeld der Wahlen 2011 in Berlin ver-

abschiedeten die damals im Abgeordnetenhaus 

(AGH) vertretenen Parteien  zum zweiten Mal einen 

»Berliner Konsens«24. Darin wandten sich die Par-

teien gegen »Rassismus und Rechtsextremismus in 

der Gesellschaft« und vereinbarten, Vertreter/innen 

rechtsextremer und rechtspopulistischer Parteien 

kein Podium zu bieten. Auch rechtsextreme Anmie-

tungsversuche öffentlich-rechtlicher Räume wurden 

thematisiert: Ihnen sei »mit allen juristischen Mit-

teln und Möglichkeiten des demokratischen und 

friedlichen Protestes« zu begegnen. In der voran ge-

gangenen Wahlperiode hatte der »Berliner Konsens« 

bereits Erfolg gezeigt: Die NPD, die 2006 in vier Ber-

22 Vgl. Sven Braune/Michael Nattke: Neonazis packen an. Die NPD in den Kommunalvertretungen Strehla und Rathmannsdorf, in: Heinrich-Böll-Stif-
tung Thüringen/NiP Redaktionskollektiv (Hrsg.), Nazis in Parlamenten. Eine Bestandsaufnahme und kritische Analyse aus Thüringen, Thüringen 
2011, S. 42-52. 

23 Empfehlungen zum Umgang mit rechtsextremen Anmietungsversuchen und zur Ausgestaltung von Benutzungsordnungen bietet die Broschüre der 
MBR: Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus (Hrsg.): Handlungs-Räume. Umgang mit rechtsextremen Anmietungsversuchen von öffentlich-
rechtlichen Veranstaltungsräumen, Berlin 2008.

24 Berliner Konsens. Öffentliche Erklärung der im Abgeordnetenhaus von Berlin vertretenen Parteien vom Juni 2011 (siehe Fußnote 1).
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liner Bezirksverordnetenversammlungen eingezogen 

war, konnte keine Wirkungsmacht entfalten, unter 

anderem weil die demokratischen Mandatsträger/in-

nen die Anträge der NPD konsequent und geschlos-

sen ablehnten. Bereits nach kurzer Zeit stellte Udo 

Voigt, seit 2006 Bezirksverordneter der NPD in Trep-

tow-Köpenick, fest, dass »eine konstruktive Mitar-

beit der NPD« in den Gremien nicht stattfi nde.25 

25 http://www.taz.de/1/archiv/print-archiv/printressorts/digi-artikel/?ressort=ba&dig=2008%2F03%2F19%2Fa0145&cHash=42cc111d6b [07.08.2011].
26 Vgl. „Appell der Demokrat/innen: Eckpunkte für den Umgang mit Rechtsextremen in kommunalen Gremien.“, 
 http://bvv.vdk-berlin.de/assets/20/09-09-03_Eckpunkte_UmgangRex.pdf [15.02.2012].
27 Agnoli, Johannes: Die Transformation der Demokratie und verwandte Schriften, Hamburg 2004, S. 40 (Hervorhebungen im Original).

Um rechten Vereinnahmungsversuchen entgegen-

zutreten, sollten sich die im jeweiligen kommu-

nalen Gremium vertretenen demokratischen Par-

teien und Wählervereinigungen auf einen 

Minimalkonsens einigen, der folgende Handlungs-

maximen enthält:

1.  Nicht mit den Stimmen von NPD und rechts-

populistischen Parteien kalkulieren: Diese stim-

men immer wieder demonstrativ für Anträge der 

Demokrat/innen. Die Folge sind nicht selten ge-

genseitige Vorwürfe, die rechten Stimmen für die 

eigene Mehrheit einkalkuliert und sie damit über-

haupt erst salonfähig gemacht zu haben. Um der 

Gefahr zu entgehen, dass der eigene Antrag nur 

mit den Stimmen der Rechten, die sich als »Züng-

lein an der Waage« gerieren, durchgebracht wird, 

können einzelne demokratische Gremienmitglie-

der der Abstimmung fernbleiben oder sich ent-

halten.

2. Rotationsprinzip: Um der NPD und rechtspopu-

listischen Parteien nicht zu viel Aufmerksam-

keit zu zollen, sie aber auch nicht einfach zu 

igno rieren, sollte sich nach Möglichkeit nur 

ein/e demokratische/r Vertreter/in inhaltlich zu 

einem NPD-Antrag äußern und die gemeinsame 

Ablehnung dessen begründen. Damit sich alle 

Parteien äußern können und die inhaltliche Aus-

einandersetzung nicht von einzelnen Akteuren 

abhängt, rotiert die Verantwortlichkeit der Ent-

gegnung zwischen den Parteien und Wähler-

vereinigungen. Es können auch Vertreter/innen 

jeweils einer großen und einer kleinen Partei 

auf die entsprechende rechte Initiative reagie-

ren. Dabei meint »minimaler Konsens« nicht 

Dogma. Die »Gemeinsamkeit der Demokraten« 

in der Ablehnung rechtsextremer und rechts-

populistischer Politik bedeutet keineswegs, dass 

Unterschiede negiert werden müssten. Das Ge-

genteil ist der Fall: Eigenes Engagement kann 

nicht mit dem »Konsens« ersetzt, sondern le-

diglich von ihm fl ankiert werden.26

Die eingangs bereits erwähnte Politologin Chantal 

Mouffe spricht sich in ihrer Analyse grundlegend ge-

gen ein konsensorientiertes Politikmodell aus. Am 

Beispiel Rechtspopulismus zeigt Mouffe auf, dass 

rassistische Parteien europaweit überall da erfolg-

reich sind, wo sich die großen Parteien inhaltlich 

aneinander angeglichen haben. Das konsensorien-

tierte Politikmodell führe zu einer zunehmenden 

Ununterscheidbarkeit der Parteien und ermögliche 

damit erst die rechtspopulistische Rhetorik gegen 

»die da oben«, den »Parteiklüngel«. Auch der Poli-

tikwissenschaftler Johannes Agnoli betont die Not-

wendigkeit klarer politischer Identitäten: »Je stärker 

sie [die Parteien, Anm.] zur allgemeinen Ausgleichs-

stelle werden und in einem nach außen hin unter-

schiedslosen Austauschverhältnis mit allen realen 

Gruppen und allen idealen Positionen stehen, um 

so schwerer fällt es den einzelnen Gruppen, sich mit 

einer bestimmten Partei zu identifi zieren. Die Par-

teien trennen sich von der eigenen, aktuellen oder 

potenziellen gesellschaftlichen Basis und werden zu 

staatspolitischen Vereinigungen.«27 Die demokrati-

schen Parteien, so Mouffe, sollten streiten, inhalt-

liche Differenzen untereinander anerkennen und  

durch die Herausstellung der jeweiligen Alleinstel-

lungsmerkmale der Parteien die Leerstellen neu 

 besetzen, die für die Erfolge rechtspopulistischer 

Parteien mitverantwortlich seien.

Handlungsempfehlungen
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Sowohl die Streitkultur unter den demokratischen 

Parteien als auch der geschlossene »Konsens gegen 

rechts« sind in der parlamentarischen Praxis we-

sentliche Elemente einer gelebten Demokratie. Für 

den angemessenen Umgang mit der NPD und 

rechtspopulistischen Parteien ist eine kontinuier-

liche  Auseinandersetzung mit deren Inhalten we-

sentlich. Oft reagieren demokratische Parteien em-

pört auf Erfolge der Rechten, sie analysieren jedoch 

nicht immer die rechtsextremen Inhalte und Strate-

gien. Die bloße Abgrenzung gegenüber rechtsge-

richteten Parteien dient laut Mouffe auch »zur 

 Sicherung der Identität eines ,Wir‘ der konsens-

orientierten Kräfte.«28 Damit mobilisierten die de-

mokratischen Parteien zwar Leidenschaften, eine 

inhaltli che Analyse und die Gründe des Erfolges 

rechtspopulistischer Parteien würden jedoch ver-

nachlässigt. Eine Abgrenzung gegenüber rassisti-

scher Politik erfolgt oft ohne inhaltliche Begrün-

dung und lässt die Analyse der gesellschaftlichen 

Ursachen für rechtsextreme Einstellungsmuster zur 

bloßen Rhetorik verkommen. Dass rechtsextreme 

Einstellungsmuster ein gesamtgesellschaftliches Phä-

nomen sind, zeigen diverse empirische Untersuchun-

gen.29 Daher muss eine Auseinandersetzung mit ras-

sistischen Positionen als gesamtgesellschaftliche 

(Querschnitts-)Aufgabe gesehen werden, die auch 

vor den eigenen Reihen nicht halt macht. 

Zwar sollten sich die demokratischen Parteien in-

haltlich klar unterscheiden lassen können, Identi-

fi kation ermöglichen und konträre Visionen und 

Projekte verfolgen. Jedoch muss Einigkeit in grund-

legenden Fragen der Verteidigung von Menschen-

rechten und der Bekämpfung rassistischer, antise-

mitischer, homophober und sexistischer Diskrimi-

nierung sowie bei der Förderung zivilgesellschaft-

lichen Engagements gegen Rechtsextremismus und 

Rechtspopulismus bestehen.

28 Mouffe, Chantal: Über das Politische, S. 96.
29 Vgl. dazu etwa die Langzeitstudie „Deutsche Zustände“ der Universität Bielefeld oder die Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung zu rechtsextremen Ein-

stellungen in Deutschland.
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